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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
IV Invalidenversicherung
EL Ergänzungsleistungen
EO Erwerbsersatzordnung
ÜL Überbrückungsleistung
LIK Landesindex der Konsumentenpreise

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
AI Assurance-invalidité
PC Prestations complémentaires
APG allocations pour perte de gain
PT Prestation transitoire
IPC Indice des prix à la consommation
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Fünf Motionen zur Anpassung der AHV-
Renten (Mo. 22.3792; Mo. 22.3799; Mo.
22.3803; Mo. 22.3818; Mo. 22.3861)

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse für
eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger aufgrund der steigenden
Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, diskutierten. Eine Gruppe von
Unterstützungsvorschlägen betraf dabei die AHV-Renten.

So forderten die Mitte-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3792) sowie Pirmin Bischof
(mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul Rechsteiner (sp, SG; Mo. 22.3799) im Ständerat eine
ausserordentliche Anpassung der ordentlichen AHV-Renten durch einen vollständigen
Teuerungsausgleich auf den 1. Januar 2023. Gemäss aktueller Regelung würde die
Teuerung durch Anwendung des sogenannten Mischindexes nur teilweise ausgeglichen,
weil neben dem Preisindex auch der Lohnindex berücksichtigt wird. Diese Problematik
wurde etwa auch im Rahmen der Initiative für eine 13. AHV-Rente diskutiert. Der
Bundesrat bestätigte, dass der Mischindex in diesem Jahr die Teuerung vermutlich
unterschätze, verwies aber darauf, dass das Lohnniveau üblicherweise stärker ansteige
als das Preisniveau – so etwa auch im Jahr 2020 –, wodurch die Rentnerinnen und
Rentner von dieser Regelung üblicherweise profitierten. Darüber hinaus verlangten die
drei Vorstösse, dass die Renten bei allfälligen zukünftigen überdurchschnittlichen
Teuerungsanstiegen über 2 Prozent des LIK regelmässig angepasst werden. 
Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 22.3818) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3861) im Ständerat wehrten sich mit ihren Motionen gegen die vorgeschlagene
Abweichung vom Mischindex. Auch sie forderten eine Rentenanpassung, jedoch
weiterhin in Übereinstimmung mit dem Mischindex. Finanziert werden solle dieser
Teuerungsausgleich neu jedoch über Ausgabenwachstumsplafonierungen im
Bundesbudget, etwa bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, beim
Forschungs- und Bildungsbereich oder bei den Aufwendungen des Bundes für Personal
und externe Beratende. Zur Begründung verwiesen die Motionäre auf verschiedene
kostentreibende Projekte, die in der Sommersession 2022 vom Parlament gutgeheissen
worden waren und die Einsparungen nötig machten. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass die Rentenanpassungen keine
höheren Bundesbeiträge an die AHV nach sich ziehen würden und die Plafonierung
somit nicht nötig sei. Zudem erhöhe die Teuerung nicht nur die Ausgaben, sondern
auch die Einnahmen der AHV. Mit 99 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und mit 24 zu 17
Stimmen respektive 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahmen National- und Ständerat
die Motionen der Mitte, von Pirmin Bischof und von Paul Rechsteiner an, während sie
die Motionen von Alfred Heer und Marco Chiesa mit 142 zu 53 Stimmen respektive 34 zu
6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnten. Während sich die Mitglieder der SVP-, der
GLP- und die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion erfolglos gegen die Erhöhung des
Teuerungsausgleichs aussprachen, fanden die Motionen von Heer und Chiesa nur in der
SVP-Fraktion Zustimmung. 1

MOTION
DATE: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2022 folgte der Ständerat seinem Schwesterrat und nahm eine
Motion der Mitte-Fraktion (Mo. 22.3792) für einen vollständigen Teuerungsausgleich
der AHV-Renten auf den 1. Januar 2023 an. Die SGK-SR hatte zuvor argumentiert, dass
die «ungeschmälerte und unverzügliche Erhaltung der Kaufkraft der AHV-Renten» in
Anbetracht der allgemein sinkenden Kaufkraft zentral sei. Diese ausserordentliche
Rentenerhöhung sei jedoch nicht zusätzlich zu, sondern anstelle einer künftigen
ordentlichen Rentenerhöhung zu verstehen. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ)
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal man nicht vom «bewährten Mechanismus»,
bei dem ein Mittelwert der Preisentwicklung gemäss LIK und der Lohnentwicklung
berechnet wird, abweichen solle. Zudem müssten auch die Arbeitnehmenden ohne
vollständigen Teuerungsausgleich auskommen – vielmehr übersteige bereits die vom
Bundesrat im Oktober 2022 beschlossene Erhöhung der AHV/IV-Renten um 2.5 Prozent
den Teuerungsausgleich für die Arbeitnehmenden deutlich. Die Erhöhung des
Rentenausgleichs auf 3 Prozent statt auf 2.5 Prozent bringe insgesamt Mehrkosten von
CHF 1.2 Mrd. für die AHV, CHF 155 Mio. für die IV und CHF 245 Mio. für den
Bundeshaushalt mit sich – zuzüglich der Durchführungskosten. Letztere seien wohl
höher als die zusätzlichen monatlichen Renten von CHF 6 bis CHF 12 pro Person,

MOTION
DATE: 12.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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welche überdies aufgrund der Referendumsfrist erst Mitte des Jahres ausbezahlt
werden könnten. 
Paul Rechsteiner (sp, SG) wehrte sich dagegen, «diese Beträge [...] zu bagatellisieren».
Bei einer Teuerung von 3.6 Prozent – Kuprecht hatte mit 3.0 Prozent gerechnet – und
über die zwei Jahre, für welche die Rentenanpassungen vorgesehen sind, gehe es hier
um insgesamt CHF 500 pro Person, was für die Betroffenen sehr wichtig sei. 
Mit 22 zu 20 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und nahm die
Motion an. Für Annahme stimmten die SP- und die Grünen- sowie eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion, dagegen die SVP- und die FDP-Fraktion. Bisher noch nicht behandelt
wurden die in der ausserordentlichen Session im Herbst 2022 im Ständerat
angenommenen Motionen von Pirmin Bischof (mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul
Rechsteiner (Mo. 22.3799) mit demselben Anliegen. 2

AHV/IV-Minimalrente steigt 2023 um CHF 30

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Im Oktober 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass die AHV/IV-Minimalrente auf das
Jahr 2023 mittels Verordnungsänderung um CHF 30 pro Monat erhöht werde. Die
Minimalrente betrage somit neu CHF 1225 pro Monat, die Maximalrente CHF 2450. In
Übereinstimmung mit der geltenden Regelung entsprach die Rentenanpassung um CHF
30 (=2.5%) einer Mischrechnung aus dem Preisanstieg (3%) und dem Lohnanstieg (2%).
Gleichzeitig stiegen auch die Mindestbeiträge der Selbstständigerwerbenden, der
Nichterwerbstätigen und der freiwilligen AHV/IV, der Koordinationsabzug und die
Eintrittsschwelle in der beruflichen Vorsorge, der erlaubte Steuerabzug für die dritte
Säule, der Höchstbetrag in der EO sowie verschiedene Beträge in den EL oder den ÜL
durch entsprechende Verordnungsänderungen. 
Der Bundesrat veröffentlichte seine Medienmitteilung kurze Zeit nachdem National-
und Ständerat Motionen mit der Forderung eines vollständigen Teuerungsausgleichs bei
den Renten jeweils als Erstrat angenommen hatten. Entsprechend wies der Bundesrat
in seiner Medienmitteilung darauf hin, dass es aufgrund der hängigen Motionen
möglicherweise zu einer rückwirkenden zusätzlichen Erhöhung der AHV- und IV-Renten
kommen könnte. 3

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 12.10.2022
ANJA HEIDELBERGER

Adaptation des rentes au renchérissement
(MCF 23.016)

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Wie von National- und Ständerat in der Herbst- und Wintersession 2022 gefordert
worden war, legte der Bundesrat im Februar 2023 seine Botschaft für eine Anpassung
der AHV- und IV-Renten, der Ergänzungsleistungen und der Überbrückungsleistungen
an die volle Teuerung vor. Statt wie bisher auf das arithmetische Mittel von Preisanstieg
und Lohnanstieg zu setzen, sollte der Preisanstieg ausnahmsweise komplett
berücksichtigt werden – in den letzten Jahren hatte der Lohnanstieg immer über dem
Preisanstieg gelegen. Waren die Parlamentarierinnen und Parlamentarier bei der
Beratung der Motion noch von einem Preisanstieg von 3 bis 3.6 Prozent ausgegangen,
gab der Bundesrat in seiner Medienmitteilung bekannt, dass die Teuerung gemäss LIK
2022 im Schnitt 2.8 Prozent betragen hatte. Da der Bundesrat die Renten für das Jahr
2023 aber bereits um 2.5 Prozent erhöht hatte, sollten die Renten somit um weitere
0.3 Prozent erhöht werden. Diese Anpassung könne frühestens per Juli 2023 erfolgen,
betonte der Bundesrat. Damit auf eine rückwirkende Anpassung verzichtet werden
könnte, schlug der Bundesrat eine Erhöhung von Juli 2023 bis Ende 2024 vor. Somit
würde die Minimalrente um CHF 7 pro Monat und die Maximalrente um CHF 14 pro
Monat steigen. Gleichzeitig würde dies zu Mehrkosten von CHF 418 Mio. bei der AHV,
CHF 54 Mio. bei der IV und CHF 3.4 Mio. bei den EL führen. Unverändert bleiben sollen
gemäss Botschaft hingegen verschiedene Grenzbeträge und Beiträge, die
normalerweise zusammen mit der AHV-Rente angepasst werden. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.02.2023
ANJA HEIDELBERGER
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In der Frühjahrssession 2023 setzte sich das Parlament mit der Anpassung der AHV-
und IV-Renten, der Ergänzungsleistungen und der Überbrückungsleistungen an die
volle Teuerung auseinander. Zuvor hatte die SGK-NR mit 13 zu 11 Stimmen beantragt,
nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp,
VS) und Thomas Aeschi (svp, ZG) begründeten den Mehrheitsantrag mit der bereits
erfolgten Anpassung um 2.5 Prozent, mit der minimalen tatsächlichen Erhöhung der
Renten sowie mit den hohen Kosten für die AHV von CHF 418 Mio. in den Jahren 2023
und 2024. Der Betrag sei lediglich symbolisch, die Kosten seien es hingegen nicht,
betonte Nantermod. Eine Minderheit Lohr (mitte, TG) beantragte Eintreten, zumal es
«um einen gerechten Ausgleich der Inflation für die Ärmsten in unserem Land» gehe.
Man müsse zwar die Finanzierung noch besser regeln, was man aber nach Eintreten
erledigen könne. In der Folge entbrannte eine relativ lange Debatte insbesondere
zwischen Mitgliedern der links-grünen Fraktionen, die auf den Verfassungsauftrag für
die Anpassung von Renten an die Teuerung verwiesen und Mitgliedern der FDP und der
SVP, die die entsprechenden Forderungen als Wahlkampf abtaten. Mit 97 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat gegen Eintreten aus, wobei die
Fraktionen der Mitte, SP und Grünen geschlossen dafür und die Fraktionen der SVP,
FDP und GLP geschlossen dagegen stimmten.

Deutlich kürzer fiel die Diskussion im Ständerat aus. Zwar hatte sich die SGK-SR mit 6
zu 5 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) für Eintreten ausgesprochen, die kleine Kammer
folgte jedoch überaus knapp mit 21 zu 20 Stimmen dem Minderheitsantrag Kuprecht
(svp, SZ) auf Nichteintreten. Damit war die Vorlage vom Tisch. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.03.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2022, S. 1575 ff. (22.9013); AB NR, 2022, S. 1585 f. (22.3818); AB NR, 2022, S. 1585 f. (22.3818); AB SR, 2022, S 917
(22.3799); AB SR, 2022, S. 903 ff. (22.9013); AB SR, 2022, S. 917 (22.3803); AB SR, 2022, S. 917 (22.3861); NZZ, 18.6.22
2) AB SR, 2022, S. 1251 ff.; Bericht SGK-SR vom 13.10.22
3) Medienmitteilung BR vom 12.10.22
4) Botschaft zur Anpassung der Renten an die Teuerung; Medienmitteilung BR vom 22.2.23
5) AB NR, 2023, S. 80 ff.; AB SR, 2023, S. 74 ff.
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